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1. Von der Globalisierung zur
Geoökonomie

Die über 30 Jahre währende Ära der Globalisie-
rung ist vorbei. Sie galt als die hohe Zeit weltwei-
ten Freihandels, ungehinderten Kapitalverkehrs, 
mithin einer Weltwirtschaft, in der die Staaten mit 
ihren protektionistischen, gar geopolitisch-strategi-
schen Interessen keine große Rolle mehr spielten 
– abgesehen von der großen Ordnungsmacht USA,
der alleinigen Supermacht. Mit dem Ende des Ost-
blocks und der wirtschaftlichen Öffnung Chinas
war erstmals ein den ganzen Globus umspannen-
der Weltmarkt entstanden, eine Sphäre dynami-
schen Kapitalwachstums vor allem in den reichen
westlichen Industrieländern, die ihre Lieferketten –
begünstigt von sinkenden Transportkosten – welt-
weit ausdehnten, um die jeweils kostengünstigs-
ten Standortbedingungen auszunutzen. In diesem
Standortwettbewerb schienen die nationalen Staats-
gewalten die Getriebenen zu sein, gezwungen zu
immer mehr Deregulierung, Steuer- und sonsti-
ger Kostensenkungen für Unternehmen, kurz: zu
einem Verlust an wirtschafts- und sozialpolitischer
Gestaltungshoheit sprich: Souveränität. Der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) tat gegenüber
noch widerstrebenden Entwicklungsländern, die in
Zahlungsschwierigkeiten geraten waren, mit seinen

scharfen Auflagen zur Sanierung der Staatsfinanzen 
durch Privatisierung von Staatsvermögen und Kür-
zung von Subventionen und Sozialleistungen das 
Seine, um jeden Winkel der Welt als Anlagesphä-
re für das international agierende Kapital attraktiv 
zu machen. Er exekutierte damit den „Washington 
Consensus“, mit dem die Wachstumskonzepte der 
neoliberalen Schule weltweite Geltung beanspruch-
ten. Die 1994 abgeschlossene Uruguay-Runde des 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens GATT 
schließlich erweiterte die Freihandelsregeln des 
GATT auf  bislang ausgenommene Agrarprodukte, 
auf  Dienstleistungen und öffentliche Beschaffun-
gen. Vor allem aber gab sie mit der Schaffung der 
Welthandelsorganisation WTO und deren zweistu-
figem Streitschlichtungsverfahren dieser schönen 
neuen Weltwirtschaft einen festen verbindlichen 
Ordnungsrahmen, den schließlich sogar die aufstre-
bende wirtschaftliche Großmacht China mit ihrem 
WTO-Beitritt 2001 akzeptierte. 

Die globalen Großkrisen der letzten 17 Jahre 
haben diesem vermeintlich immer staatsfreieren 
Paradies für privates Kapital allerdings ein abruptes 
und nachhaltiges Ende gesetzt. Die internationalen 
Finanzkrise von 2008/9, Resultat spekulativer Vor-
wegnahme immer weiter steigenden Wachstums 
durch das global agierende Finanzkapital, die eu
ropäische Staatsschuldenkrise, zwingende Folge des 
Auseinanderklaffens von Wirtschaftsleistung und 
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Wettbewerbsfähigkeit der Euro-Länder, schließlich 
die Corona-Krise als externer Schock hätten jede für 
sich das Weltfinanzsystem zum Zusammenbruch, 
die Weltwirtschaft in eine massive und langwäh-
rende globale Rezession treiben können. Nur ge-
waltige Stützungsmaßnahmen der großen westlichen 
Industriestaaten, die die Staatsverschuldung weiter 
aufblähten, konnten die Krisen eindämmen. 

Darüber haben sich die großen Weltwirt-
schaftsmächte, allen voran die USA, ganz grund-
sätzlich auf  ihre Gestaltungsmacht besonnen und 
sich verabschiedet von dem klassischen Konzept 
der Wirtschaftswissenschaft, der marktgesteuer-
ten Ausrichtung des Handels nach „komparativen  
Kostenvorteilen“: Jede Volkswirtschaft spezialisiert 
sich auf  die Güter, die sie relativ zu anderen Gütern 
am kostengünstigsten produzieren kann. Auf  dieses 
Konzept stützt sich das freihändlerische Dogma,  
„a rising tide lifts all boats“, sprich: globales Wachs-
tum nutzt allen. Denn es zeigte sich, dass unter-
schiedliche nationale Wirtschaftspolitiken die ein-
zelnen Wirtschaftsmächte sehr unterschiedlich aus 
den Krisen hervorgehen ließen. Chinas Wirtschaft, 
von der Finanzkrise nicht erfasst, wuchs weiter stür-
misch und erwies sich mit ihren hohen Importen 
in den folgenden Jahren als wichtige Wachstums
lokomotive für viele andere Staaten. Das galt vor al-
lem für Deutschland, wodurch sich die in der Euro-
Staatsschuldenkrise zutage tretenden gravierenden 
Differenzen in der Wachstumsdynamik der einzel-
nen Euro-Länder noch verschärften.

Zunächst war es vor allem die amerikanische 
Außenwirtschaftspolitik, die sich dem Denken in 
„relative gains“ zuwandte, wie es die politikwis-
senschaftliche Fachrichtung der Internationalen  
Beziehungen formuliert: Was zählt, sind nicht abso-
lute Wohlstandsgewinne, sondern der Gewinn rela-
tiv zu anderen Mächten. Und hier mussten die USA 
konstatieren, dass China auf  dem Weg war, sich 
zu einer ihnen gleichrangigen Weltmacht zu ent-
wickeln1 und dass auch die europäische Führungs-
macht Deutschland mit ihren Exporten zu einem 
Verlust an Weltmarktanteilen für die USA, wenn-
gleich in einem wachsenden Weltmarkt, beitrug und 
sich darüber manche aus US-Sicht unerwünschten 
politischen Eigenmächtigkeiten leistete – wie etwa 
den wachsenden Erdgasbezug aus Russland. 

Natürlich hat der geopolitische Blick auf  
die Welt für die USA schon zuvor eine Rolle ge-
spielt. Aber unter den Bedingungen der Globalisie-
rung galt es als ausgemacht, dass das freie Spiel der 

Kräfte auf  den Waren-, Dienstleistungs- und Kapi-
talmärkten quasi natürlich vor allem der amerikani-
schen Wirtschaft nutzen würde. Als sichtbar wurde, 
dass das nicht der Fall war, kam es zu brachialen 
Eingriffen in die Märkte, um die US-Dominanz zu 
verteidigen.

Die krude Umsetzung der Theorie der „relati-
ve gains“ in praktische Politik blieb Donald Trump 
in seiner ersten Amtszeit 2017 bis 2021 überlassen. 
Die relativen Gewinne anderer Staaten im Welthan-
del ließen Trump poltern: „They are ripping us off“ 
– sie nehmen uns aus. Und seinen Worten ließ er 
Taten folgen: Absage an bzw. Neuverhandlung von 
Freihandelsabkommen, „Strafzölle“ auf  Importe 
aus China und der EU zeugten von einer Hinwen-
dung zu protektionistischer bzw. merkantilistischer 
Außenhandelspolitik mit dem Ziel, mehr indust-
rielle Produktion „heimzuholen“ an den nationalen 
Standort und so das gewaltige Handelsbilanzdefizit 
der USA abzubauen. 

Mit weniger martialischen Worten, aber noch 
konsequenteren Taten hat die Biden-Regierung  
diesen Kurs fortgesetzt. 

So hat sich in den letzten Jahren in der Welt-
wirtschaft der Übergang von der Globalisierung zur 
Geoökonomie vollzogen: Wirtschaftspolitik und 
Handel werden unter dem Gesichtspunkt der na-
tionalen Souveränität und der Kräfteverhältnisse 
der Staaten betrachtet. Bisherige weltumspannen-
de Lieferketten werden schrittweise ersetzt durch 
die Renationalisierung von Produktion, zunächst 
unter dem Eindruck unterbrochener globaler Lie-
ferketten während der Corona-Pandemie; inzwi-
schen zunehmend bestimmt von der strategischen 
Konfrontation der USA mit China. Mit Blick auf  
letztere forderte die US-Finanzministerin Janet Yel-
len mehr „Friend-shoring“ von Lieferbeziehungen. 
Anknüpfend an den Begriff  des in der Globalisie-
rung praktizierten „Offshoring“, der Verlagerung 
von Produktion in Länder mit kostengünstigen 
Standortbedingungen, solle die Produktion wichti-
ger Industrieprodukte, nicht zuletzt Pharmazeuti-
ka, von China zurück in mit den USA verbündete  
„freundliche“ Staaten verlegt werden. Wollen aus-
ländische Investoren in den USA oder der EU  
Unternehmen kaufen oder Direktinvestitionen täti-
gen, werden diese kritisch geprüft und meist unter-
sagt, wenn die geplanten Investitionen von geoöko-
nomischen Rivalen wie China kommen.

Auch durch direkte wirtschaftspolitische Maß-
nahmen wird die Renationalisierung betrieben. 
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Industriepolitik erlebt einen neuen Aufschwung 
und hat einen regelrechten Subventionswettlauf  
ausgelöst. Mit ihrem „Inflation Reduction Act“ 
(IRA) hat die Biden-Regierung hier ein wegweisen-
des Beispiel geliefert, zumal die IRA-Subventio-
nen und -Steuervergünstigungen in Höhe von über  
400 Milliarden Dollar noch mit „buy national“-
Klauseln verbunden sind, also nur für inländische 
Produktion gewährt werden. Das schädigt unmit-
telbar Importe aus anderen Ländern, nicht nur aus 
China, auch von Verbündeten wie der EU. Dass un-
ter Biden zudem die hohen Zölle auf  Importe aus 
China nicht nur nicht aufgehoben, sondern zuletzt 
sogar in Höhe von 25 – 100% auf  weitere Produkte 
ausgeweitet wurden, darunter Halbleiter, E-Autos, 
Batterien, Solarzellen, Hafenkräne, medizinische 
Produkte2, hat inzwischen auch die EU-Kommis-
sion veranlasst, ihrerseits die Zölle gegen bestimm-
te chinesische Importe anzuheben. Für E-Autos,  
Solarzellen, aus China sind höhere Zölle in Kraft 
oder geplant. 

Während die US-Regierung ihre handelspoliti-
schen Maßnahmen gegen China unverhüllt geopoli-
tisch mit der Mächterivalität begründet, beansprucht 
die EU für ihre Maßnahmen noch Regelkonformi-
tät. Die verschiedenen Formen von Subventionen, 
mit denen China seinerseits bestimmte Schlüssel-
industrien der Hochtechnologie und Energietech-
nik sowie nicht zuletzt die Entwicklung und kos-
tengünstige Massenproduktion leistungsfähiger 
Batterien für E-Autos sowie diese selbst fördert 
und diese Produkte preisgünstig auf  den Weltmarkt 
bringt, seien eine unzulässige Wettbewerbsverzer-
rung. Gleichwohl legt auch die EU ein umfangrei-
ches Subventionsprogramm für Spitzentechnolo-
gien vor allem auf  dem Gebiet der Klimapolitik und 
Energiewende auf.

Das 2015 von der chinesischen Führung ver-
kündete Programm „China 2025“, das 12 Spitzen-
technologien identifizierte, in denen chinesische 
(staatliche wie private) Unternehmen mit staatli-
cher Hilfe eine führende Position in der Welt errei-
chen sollen, ist seinerseits ein Stück Geoökonomie, 
sprich: der Versuch, sich auf  diesen Gebieten aus 
der Abhängigkeit von Importen aus den USA und 
der EU zu lösen.

2.	 „Die WTO ist tot“

Diese Hinwendung der führenden Handelsmächte 
zu Wettbewerbsverzerrung durch diskriminieren-
de Subventionen in großem Stil, zu gezielten Zoll-
erhöhungen gegen einzelne Länder verstößt offen 
gegen die Grundregeln des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens (GATT), dessen Hüter die 
Welthandelsorganisation (WTO) ist. Betroffene 
Länder, ob das die EU im Fall der amerikanischen 
Zollerhöhungen und Buy Local-Klauseln, oder  
China oder die USA ist, könnten dagegen das Streit-
beilegungsgremium der WTO anrufen. Und das ge-
schieht auch vereinzelt. China hat wiederholt gegen 
die amerikanischen handelspolitischen Maßnahmen, 
von denen es betroffen ist, bei der WTO die Ein-
leitung von Streitbeilegungsverfahren gegen die 
USA beantragt. Doch diese Klagen blieben folgen-
los. Der WTO-Streitbeilegungsmechanismus war 
zwar mit Errichtung der WTO 1994 entpolitisiert 
und verrechtlicht geworden. Eine Berufungsins-
tanz aus sieben Berufsrichtern, der Appellate Body, 
konnte nun Streitfälle, die bis dahin nicht beigelegt 
werden konnten, für alle Seiten verbindlich entschei-
den. Aber diese Instanz ist seit 2020 lahmgelegt, da 
die USA seitdem die Nominierung neuer Mitglieder 
des Appellate Body blockieren. Streitfälle können 
also nicht mehr abschließend entschieden werden. 
So liegt die WTO als oberste Hüterin der Welthan-
delsordnung im gewollten Koma. Und ob sie daraus 
noch einmal erwachen kann, ist höchst fraglich. 

1994 mag es für die USA noch eine Selbstver-
ständlichkeit gewesen sein, dass die WTO und ihr 
gestärkter Streitbeilegungsmechanismus dem ame-
rikanischen Interesse an der Durchsetzung weltwei-
ten Freihandels gegen mögliche handelshemmende 
Eigenmächtigkeiten anderer Staaten dienen würden. 
Mit dem Aufstieg Chinas, dem stärkeren Gewicht 
der EU mit ihrer gemeinsamen Währung Euro und 
dem wachsenden Selbstbewusstsein anderer grö-
ßerer Staaten hat sich das geändert. Nun setzt sich 
das Selbstverständnis der Weltmacht durch, dass sie 
über internationalem Recht steht, internationalen 
Ordnungsinstitutionen und -verfahren ihre Unter-
stützung entzieht, wenn sie amerikanischen Interes-
sen nicht mehr dienlich sind. Dass der von den USA 
vollzogene Regelbruch nicht Ausweis ihrer Heuche-
lei sei, sondern nur besten Absichten folge, versucht 
die Financial Times zu begründen, belegt damit aber 



294	 Jens van Scherpenberg

nur die Indifferenz, ja Verachtung der US-Führung 
gegenüber der von ihr hochgehaltenen „regelbasier-
ten internationalen Ordnung“3.

So verlangt die Biden-Regierung eine Reform 
der WTO und ihres Streitbeilegungsverfahrens, die 
sich an US-Interessen orientiert. Und das Team, 
das im konservativen Washingtoner Thinktank  
„Heritage Foundation“ unter dem Arbeitstitel  
„Project 2025“ das Programm für den möglichen 
künftigen Präsidenten Donald Trump formuliert4, 
ist noch deutlicher. Unter amerikanischer Führung 
solle an Stelle der WTO eine neue Institution unter 
dem Namen „Global Free Trade Alliance“ geschaf-
fen werden, die „offen ist nur für liberale Demokra-
tien. Das würde autoritäre Staaten wie China daran 
hindern, die Organisation für ihre eigenen Zwecke 
zu missbrauchen“5. Eine solche neue Institution 
werde dagegen vor allem den USA nützen. 

„Eine Global Free Trade Alliance würde es den 
USA erlauben, die Vorteile eines regelbasier-
ten internationalen Handelssystems zu genie-
ßen ohne die Mängel der WTO. Verhandlungs-
kosten wären geringer, da die Länder in vielen 
Punkten schon einig seien. Außerdem gäbe 
es keine unterschiedlichen Ebenen mit unter-
schiedlichen Regeln (gemeint: zugunsten der 
Entwicklungsländer, JvS) und das würde Ent-
wicklungsländern einen Anreiz zur Liberalisie-
rung geben. Nicht nur wäre die Liberalisierung 
für sich schon gut, sie würde ihnen auch Zutritt 
zu einem prestigeträchtigen Club verschaffen, 
der sich zu Amerikas Orbit hin neigt, weg von 
dem Chinas“6.

Das wäre, wie die Süddeutsche Zeitung schreibt, 
keine gute Perspektive für die Entwicklungsländer:

„Verlierer … sind die kleinen Länder der 
Erde, für die die WTO … lange der starke 
Schiedsrichter war, der sie gegen die permanen-
ten Foulspiele der wirtschaftlichen und politi-
schen Schwergewichte in Schutz nahm. Jetzt, 
da die Organisation gelähmt, ja vielleicht schon 
tot ist, sind sie wieder auf  sich allein gestellt“7.

Und das heißt, wenn es nach dem Programm 
der Heritage Foundation für eine kommende 
Trump-Präsidentschaft geht: sie unterwerfen sich  
„im Orbit der USA“ bedingungslos dem amerikani-
schen Liberalisierungsdiktat, liefern ihre Ressourcen 
und Menschen dem ungehinderten Zugriff  durch 
das überlegene Kapital der USA und ihrer westli-
chen Verbündeten aus.

3. Von der Geoökonomie
zur Geopolitik

So haben die führenden westlichen Handelsmächte, 
allen voran die USA, seit längerem die Außenhan-
delspolitik von einer Politik zur Förderung des Han-
dels in ein außenpolitisches Machtmittel verwandelt. 
Wird die Weltwirtschaft dem Gesichtspunkt der 
Geoökonomie8 unterworfen – welche Staaten wei-
sen welche Wirtschaftspotenzen auf  und nutzen 
diese für internationale wirtschaftliche und damit 
auch politische Einflussnahme – dann ist der Schritt 
zur Geopolitik schnell gemacht. Denn dann wer-
den die internationalen Wirtschaftsbeziehungen im  
Sinne der „relative gains“ - Theorie als Nullsum-
menspiel betrachtet: Des einen Staates relativer Vor-
teil gilt automatisch als relativer Nachteil des ande-
ren. Das gilt natürlich vorrangig für die USA, die 
durch die neue Weltmacht China ihre globale wirt-
schaftliche, technologische und damit politische und 
militärische Führungsposition bedroht sehen. Als 
Spinne im Netz der Weltwirtschaft, vor allem dank 
ihres Kommandos über die dominierende Welt-
währung, den Dollar, und damit über die internatio-
nalen Finanzmärkte, nutzen sie die noch gegebene 
Verflechtung der meisten übrigen Staaten der Welt, 
vor allem ihrer westlichen Verbündeten, mit der 
amerikanischen Wirtschaft aus und haben ihre Au-
ßenwirtschaftsbeziehungen voll der sicherheitspoli-
tisch-militärischen Machtpolitik untergeordnet. Sie 
verhängen „Wirtschafts- und Finanzsanktionen“, 
mehr oder weniger massive Beschränkungen für 
Außenhandel, Verkehr und andere Dienstleistungen 
sowie Finanztransaktionen gegen Staaten, die sie aus 
geopolitischen Gründen schädigen wollen9.

Geopolitische Sanktionen sind damit ein Inst-
rument knapp unterhalb der Schwelle des Einsat-
zes von Militärmacht. Der gegnerische Staat soll 
wirtschaftlich, politisch und militärisch so sehr ge-
schwächt werden, dass er sich letztlich gegen die In-
teressen der sanktionierenden Mächte nicht behaup-
ten kann. Diese wirtschaftliche Kriegführung hat 
für die sanktionierenden Staaten zudem den Vorteil 
ungleich geringerer eigener Kosten im Vergleich zu 
einem offenen Krieg. Zudem treffen diese in Kauf  
genommenen eigenen Kosten die einzelnen sanktio
nierenden Staaten sehr ungleich: die USA als trei-
bende Kraft in der Sanktionierung Russlands wissen 
darum, dass die Kosten der westlichen Sanktionen 
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gegen Russland und China überwiegend bei Dritten, 
vor allem ihren europäischen Verbündeten anfallen. 

Bei den Sanktionen gegen Russland und  
China10 und die ihnen mehr und mehr verbundenen 
Mittelmächte Nordkorea und Iran zeigt sich die geo-
politische Dimension an ihrer Militärmacht. Russ-
land und China sind die zwei atomar bewaffneten 
Großmächte, die die USA militärisch schon heute 
nicht bezwingen könnten, ohne weltweite nukleare 
Zerstörung zu riskieren. Gegenüber Russland zielen 
sie mit ihrer Sanktionspolitik auf  eine möglichst um-
fangreiche Schädigung von dessen Wirtschaft, um 
die Kosten seiner Kriegführung gegen die Ukraine 
in die Höhe zu treiben. Nicht nur wird Russland, 
was seine wichtigsten Import- und Exportgüter 
angeht, weitgehend vom internationalen Handel aus-
geschlossen. Vor allem auch werden seine Finanzbe-
ziehungen mit dem Ausland gekappt, soweit sie über 
Transaktionen in Dollar- und Euro (sowie dem Yen, 
dem britischen Pfund und anderen Währungen der 
westlichen Allianz) abgewickelt werden, so dass dem 
noch stattfindenden Außenhandel das wichtigste 
Zahlungsmittel entzogen ist. Auch die Dienstleis-
tungsbeziehungen unterliegen Sanktionen: Flugver-
bindungen zwischen Russland und Nordamerika 
bzw. den EU-Staaten sind ausgesetzt, der Luftraum 
westlicher Staaten generell für russische Flugzeuge 
gesperrt. Westliche Versicherungsgesellschaften, die 
den Weltmarkt für Schiffsversicherungen dominie-
ren, versichern keine russischen Schiffe mehr. Die 
privaten Vermögen zahlreicher russischer Bürger, 
die als Unterstützer der Regierung Putin und ihres 
Krieges gegen die Ukraine gelten, wurden blockiert 
oder beschlagnahmt, soweit sie dem Zugriff  west-
licher Jurisdiktionen unterliegen. 

Vor allem aber sind auch die Währungsreser-
ven der russischen Zentralbank im Wert von über  
300 Mrd. Dollar, soweit sie in Dollar und Euro  
gehalten werden, eingefroren. 

Das Ziel, Russland von den Weltmärkten für 
Güter, international gehandelte Dienstleistungen 
und Kapital auszuschließen, kann freilich nur 
erreicht werden, wenn die Sanktionen weltweit 
wirksam sind, wenn sich an ihnen also nicht nur 
die USA, die EU und die weiteren westlichen Ver-
bündeten beteiligen, sondern auch alle anderen maß-
geblichen Handelsnationen. Um das zu erzwingen, 
verhängen die USA und zunehmend auch die EU 
Sekundärsanktionen gegen Industrie- und Dienst-
leistungsunternehmen sowie Finanzinstitute aus 
Drittstaaten und deren Führungspersonal, wenn sie 

mit dem sanktionierten Land verbotene Transaktio-
nen vornehmen.

Es bleibt jedoch dabei, dass zum einen die 
verhängten Sanktionen, gegen wen auch immer, 
nur innerhalb der Jurisdiktion der sanktionierenden 
Staaten wirksam durchgesetzt werden können. Zum 
zweiten gilt: Je weniger Staaten sich den Sanktionen 
anschließen, desto geringer deren Wirksamkeit. Und 
um die ist es gerade bei geopolitisch motivierten 
Sanktionen schlecht bestellt. Denn mit ihnen werden 
nicht einfach bestimmte Verhaltensänderungen eines 
anderen Staates angestrebt, sondern letztlich das 
Ziel, dass der betreffende Staat, gegen den sie sich 
richten, seine geopolitischen Ambitionen und damit 
seine Staatsräson aufzugeben bereit ist.

Für Russland ist ein Erfolg in seinem Krieg 
gegen die Ukraine die Bedingung für seine weitere 
Existenz als nuklear bewaffnete Weltmacht mit der 
Fähigkeit zu eigenständiger globaler Machtprojek-
tion. Für China wäre eine Niederlage Russlands eine 
massive Schwächung seiner eigenen Weltmachtan-
sprüche, letztlich seiner Fähigkeit, seinen Anspruch 
auf  Taiwan als „abtrünnige Provinz“geltend zu ma-
chen. Es ist kaum vorstellbar, dass es sich durch 
Sanktionen von seiner indirekten Unterstützung 
Russlands, seinen immer intensiveren Handelsbe-
ziehungen mit dem großen nördlichen Nachbarn 
abbringen lässt. Sich als „responsible stakeholder“, 
verantwortungsbewusster Teilhaber der amerikani-
schen Weltwirtschaftsordnung unterzuordnen, wie 
es die USA vor 25 Jahren von der Aufnahme Chinas 
in die WTO erhofften, entspricht nicht dem chinesi-
schen Souveränitätsverständnis. Für das Regime von 
Nordkorea schließlich ist die Nuklearrüstung, gegen 
die sich die Sanktionen richten, eine Lebensversiche-
rung. Und dasselbe dürfte für das Regime der Mul-
lahs im Iran gelten, der kurz vor der Einsatzreife  
einer Nuklearwaffe steht. 

Aber auch andere Staaten können der Perspek-
tive eines Siegs der USA im großen geopolitischen 
Machtkampf, der derzeit noch überwiegend mit 
Sanktionen ausgetragen wird, wenig abgewinnen. 
Das gilt im besonderen Maße für die bevölkerungs-
reichste Nation der Erde, die Großmacht Indien. 
Selbst nuklear bewaffnet, unterhält Indien seit jeher 
enge Wirtschaftsbeziehungen nicht nur zu west-
lichen Staaten, sondern auch zu Russland sowie zu 
Iran – und hat nicht die Absicht, diese aufzugeben. 
Erst kürzlich wurde eine Bahnverbindung für den 
Gütertransport zwischen Russland und Indien über 
den iranischen Hafen Chabahar zum indischen 
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Hafen Mumbai, der International North-South 
Transport Corridor (INSTC), mit einem Transport 
russischer Kohle in Betrieb genommen11. Zudem 
bezieht Indien in großem Umfang russisches Rohöl, 
das es in seinen Raffinerien zu Treibstoff  raffiniert 
und als indisches Produkt in westliche Länder 
exportiert. Auch Saudi-Arabien ist in die INSTC- 
Verbindung eingebunden. Der frühere Außen-
minister des neutralen Singapur, George Yeo, 
stellte kürzlich klar: „Die USA können es sich nicht 
leisten, Indien zu sanktionieren. … Überall treffen 
die USA inzwischen auf  Staaten, die sich ihnen 
widersetzen“12.

Tatsächlich erweist sich das Staatenbündnis 
BRICS, dass inzwischen über seine Gründungslän-
der Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika 
hinaus um Ägypten, Iran, Saudi Arabien, Äthiopien 
und die Vereinigten Arabischen Emirate erweitert 
wurde, als zunehmend gefestigte Gruppierung, die 
sich amerikanischem Druck, sich gegen Russland 
und China zu stellen, entzieht.

Umso fragwürdiger erscheint daher die weiter-
gehende Zielsetzung der USA, die weltwirtschaftli-
che Supermacht China umfassend zu sanktionieren. 

Von einem strikt geopolitischen Standpunkt 
aus allerdings entbehrt diese Forderung nicht der 
Logik. Am radikalsten wird dies vom wirtschaftspo-
litischen Berater des Trump-Teams für die künftige 
Präsidentschaft, Peter Navarro, formuliert. Navarro 
war bereits in der ersten Präsidentschaft Trumps 
der wichtigste wirtschaftspolitische Berater des 
Präsidenten. Er geht selbstverständlich davon aus, 
dass „The United States of  America is the world’s 
dominant superpower“ und dass diese Position 
verteidigt werden muss gegen das „kommunistische 
China“, das die USA als dominante Weltmacht  
ablösen wolle – die typische amerikanische Projek-
tion: dem Rivalen wird unterstellt, genau das werden 
zu wollen, was man selber ist.

Navarro präsentiert in einer langen Aus-
arbeitung für das „Project 2025“ der Heritage  
Foundation13 ein umfangreiches Sündenregister 
unfairer, illegaler und allein auf  den eigenen Vorteil 
bedachter handels- und industriepolitischer Prak-
tiken chinesischer „wirtschaftlicher Aggression“, 
denen nur durch eine fast völlige Abkoppelung 
(decoupling) vom Handel mit China begegnet 
werden kann. In achtzehn Punkten listet er die 
fälligen Aufgaben des nächsten Präsidenten auf, 
deren wichtigste im folgenden kurz genannt werden, 
um zu zeigen, was auf  die Weltwirtschaft unter einer 

neuerlichen Präsidentschaft Trump zukommen 
könnte. 

	– Zölle auf  alle chinesischen Produkte, mit 
einem Zollsatz, der die Einfuhr von „Made in  
China“-Produkten in die USA blockiert.

	– Subventionen und Steueranreize für Unterneh-
men, die ihre Produktion aus China in die USA 
zurückbringen. 

	– Ausschluss chinesischer Staatsunternehmen von 
Ausschreibungen für öffentliche Aufträge.

	– Verbot der Verwendung chinesisch produzierter 
Drohnen im US-Luftraum.

	– Verbot aller kommunistisch chinesischen sozialen 
Netzwerke wie TikTok und WeChat, da sie be-
deutende nationale Sicherheitsrisiken seien und 
amerikanische Verbraucher Daten- und Iden-
titätsdiebstahl aussetzen.

	– Verbot aller kommunistisch chinesischen Investi-
tionen in High-Tech-Industrien.

	– US–Pensionsfonds ist das Investieren in kommu-
nistisch chinesische Aktien zu verbieten. 

	– US-Anlegern ist das Investieren in chinesische 
Staatsanleihen zu verbieten. 

	– Jede Abhängigkeit der USA von kommunis-
tisch-chinesischen Lieferketten, die die nationale 
Sicherheit bedrohen können, wie Medikamente, 
Chips, seltene Erden, PC-Platinen, Flachbild-
schirme und militärische Komponenten ist sys-
tematisch abzubauen und schließlich zu beenden.

	– Alle Unternehmen, auch amerikanische wie 
Apple, die die Great Firewall-Überwachungs- 
und Zensurfähigkeiten erleichtern, sind zu 
sanktionieren. 

	– Alle Konfuzius-Institute in den USA, die als 
Propagandaarm der KPCh dienen, sind zu 
schließen.Visa für chinesische Studenten und 
Wissenschaftler sind weitgehend zu reduzieren 
oder abzuschaffen, um Spionage und Informa-
tionsabfluss vorzubeugen.

	– Die KPCh ist durch eine präsidentielle Kommis-
sion für das Covid-19-Virus verantwortlich zu 
machen, um die Möglichkeiten eines Schadenser-
satzes von der KPCh in Höhe von Billionen von 
Dollar zu prüfen. 

Von dieser Logik haben sich offenbar auch drei 
renommierte europäische außenpolitische Think 
Tanks leiten lassen, die Ende Juni 2024 eine ge-
meinsame Studie über die chinesisch-russischen 
Beziehungen vorgelegt haben, in der sie dafür 
plädieren, China nicht mehr nur als strategischen Ri-
valen, sondern als Sicherheitsbedrohung für Europa 
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zu betrachten14. Diese besteht ihrer Ansicht nach in 
der Belieferung Russlands mit Werkzeugmaschinen 
und Dual-Use-Gütern, die die russische Rüstungs-
industrie dringend benötigt. Dagegen solle die EU 
schärfere Sanktionen gegen China und chinesische 
Unternehmen (sowie deren Geschäftspartner in 
anderen Ländern) verhängen und so die Kosten 
Chinas für seine Unterstützung Russlands deutlich 
erhöhen. 

Auch der scheidende NATO-Generalsekretär 
Stoltenberg hat sich dafür ausgesprochen, China für 
seine indirekte Unterstützung Russlands „zu bestra-
fen“, seine Kosten für diese Unterstützung durch 
Sanktionen zu erhöhen.

4.	 Der geopolitische Dominan-
zanspruch des Westens stößt 
an seine Grenzen

Die Ironie des Rufs nach immer weiterreichenden 
Sanktionen auch gegen die Weltwirtschaftsmacht 
China liegt freilich darin, dass die westlichen Sank-
tionen, je weiter die Abkoppelung von China voran-
schreitet, desto geringere Wirkung entfalten. Denn 
in dem Maße wird China alternative Handelspartner 
unter den kleineren und größeren Staaten des 
„Globalen Südens“ finden. Und es wird zusammen 
mit Russland und den anderen BRICS-Staaten ver-
suchen, sich für seine internationalen Transaktionen 
weiter aus der Abhängigkeit vom Dollar zu lösen. 
Dabei sind bemerkenswerte Fortschritte zu ver-
zeichnen. Die „weaponization“ des Dollar, sein 
Einsatz als Waffe im geopolitischen Wirtschafts-
krieg, indem ausländische Finanzinstitute durch die  
Blockierung ihres Zugangs zu Dollartransaktionen 
vom internationalen Finanzmarkt – soweit er in 
Dollar abgewickelt wird – ausgeschlossen werden, 
lässt ihn als solche Waffe zunehmend stumpf  
werden. Ein wachsender Teil des internationalen 
Handels wird bereits in anderen Währungen ab-
gewickelt. Russland und China haben ihren Handel 
praktisch vollständig auf  die chinesische Währung 
Renminbi umgestellt. Auch im Handel Russlands 
und Chinas mit anderen Ländern spielt der Ren-
minbi eine wachsende Rolle. Selbst die frühere  
Petro-Dollar-Macht Saudi-Arabien wickelt ihre 
Ölexporte nach China weitgehend in Renminbi 
ab. Und Russland bestreitet seinen Außenhandel 

mit Indien inzwischen zu gut 60% über die beiden 
Währungen Rubel und Rupie. 

Unter dem Eindruck der blockierten auf  
Dollar und Euro lautenden Währungsreserven der 
russischen Zentralbank bei westlichen Finanzins-
titutionen und ihrer drohenden Enteignung nimmt 
zudem die Neigung vieler Staaten ab, ihrerseits ihre 
Währungsreserven in Dollar zu halten15. Die Attrak-
tivität des Renminbi als Reservewährung nimmt, 
wenngleich von einem noch sehr niedrigen Niveau 
aus, langsam zu. Zugleich stocken immer mehr Zen-
tralbanken massiv ihre Goldbestände auf  – auch das 
eine Flucht aus dem Dollar.

Während die USA und ihre NATO-Verbünde-
ten gegen die großmachtpolitischen Eigenmächtig-
keiten Russlands und Chinas die Wiederherstellung 
einer Weltwirtschaftsordnung mit den USA als 
dominanter Ordnungsmacht anstreben, hat sich 
die Welt inzwischen weiterbewegt hin zu einer eher 
multipolaren Struktur, mit neuen Großmächten  
neben den USA und der EU, die den vielen kleine-
ren Staaten neue Berechnungen eröffnet, wenn es 
gilt, sich Unterstützung für die eigene wirtschaft-
liche Entwicklung zu verschaffen.
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